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dem Gericht nicht möglich ist. Damit wird Mindestforderun­
gen des Gesetzes Rechnung getragen (§ 187 Abs. 2 Ziff. 2 
und 3, Abs. 3 StPO).

Die Anforderungen an die Sachaufklärung sind in den Do­
kumenten des Plenums und des Präsidiums sowie in den Ent­
scheidungen des Obersten Gerichts bzw. auch in den orientie­
renden Entscheidungen der Bezirksgerichte niedergelegt. Mit 
der Umsetzung dieser Leitungsdokumente und Entscheidun­
gen ist es aber nicht vereinbar, wenn das Gericht zunächst 
festlegt, noch ergänzende Beweismittel (z. B. eine ärztliche 
Stellungnahme) beizuziehen oder zusätzliche Zeugen zu 
vernehmen, dann aber ohne Vorliegen dieser Beweismittel 
bzw. trotz Abwesenheit dieser Zeugen verhandelt und ent­
scheidet. Es widerspricht auch dem Anliegen der §§ 1 Abs. 1, 
2 Abs. 1 StPO, wenn auf die Vernehmung des Geschädigten 
wegen dessen Abwesenheit verzichtet wird, obwohl diese zur 
vollständigen Aufklärung des Sachverhalts notwendig ist. 
In solchen Fällen sind die Gerichte mitunter allein von den 
Einlassungen des Angeklagten ausgegangen und haben dabei 
den Grundsatz „im Zweifel zugunsten des Angeklagten“ zu­
grunde gelegt.

Die 3. Plenartagung des Obersten Gerichts hat in diesem 
Zusammenhang eindeutig festgelegt, daß der in § 6 Abs. 2 
StPO niedergelegte Grundsatz, wonach „im Zweifel zugun­
sten des Angeklagten“ zu entscheiden ist, erst nach Ausschöp­
fung aller sachdienlichen Beweismöglichkeiten angewendet 
werden darf.6 Nur so kann gesichert werden, daß die Wahr­
heit festgestellt (§ 8 StPO) und „jeder Schuldige, aber kein 
Unschuldiger strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 
wird“. Selbstverständlich gehört dazu auch eine überzeugende 
Begründung im Urteil.

In der Rechtsprechung traten wiederholt Probleme im Zu­
sammenhang mit dem Vorliegen von Notwehrhandlungen ge­
mäß § 17 StGB auf. Insbesondere ist im Urteil der Aufklä­
rung und der Beschreibung der Notwehrsituation bzw. einer 
Überschreitung der Notwehr mehr Sorgfalt zu widmen. Es ist 
z. B. detailliert zu begründen, warum der Handelnde in eine 
zu rechtfertigende hochgradige Erregung versetzt würde und 
deshalb über die Grenzen der Notwehr hinausging. Diese Fra­
gen müssen Bestandteil der Sachaufklärung, spätestens in der 
Beweisaufnahme, sein. Das Gericht ist verpflichtet, von sich 
aus Hinweisen auf das Vorliegen einer Notwehrsituation 
nachzugehen (§§ 8, 222 StPO), um entsprechende Feststellun­
gen in die Prüfung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
einzubeziehen.7

Die Anforderungen an den Inhalt des Protokolls über die 
gerichtliche Hauptverhandlung sind in § 253 StPO ausführ­
lich, eindeutig und verbindlich beschrieben. Aussagekraft und 
Nachprüfbarkeit der Hauptverhandlungsprotokolle dienen der 
Rechtssicherheit und sind eine unabdingbare Voraussetzung 
für eine hohe Gerichtskultur. Klar und unmißverständlich 
muß z. B. aus einem Protokoll hervorgehen, ob frühere Ver­
nehmungen lediglich vorgehalten oder zum Zweck des Bewei­
ses verlesen worden sind. Es ist auch exakt kenntlich zu ma­
chen, welche Teile von früheren Aussagen oder von Doku­
menten darin erfaßt sind. Nur dann kann exakt nachgewie­
sen werden, auf welche Grundlage das Urteil insoweit ge­
stützt wird.

. Zur Haftbefehlspraxis

Charakteristisch für die Praxis beim Erlaß von Haftbefehlen 
im Zusammenhang mit vorsätzlichen Körperverletzungen ist 
die gewissenhafte und in der Regel ausreichende Prüfung der 
entsprechenden gesetzlichen Voraussetzungen. Mitunter wer­
den jedoch der Entscheidung nicht alle Kriterien zugrunde 
gelegt, die im Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts 
zu den Voraussetzungen für den Erlaß und die Aufrechterhal­
tung von Haftbefehlen vom 20. Oktober 1977 beschrieben 
sind.8

Zur Prüfung, ob der Erlaß eines Haftbefehls unumgänglich 
ist (§123 StPO), bedarf es einer noch genaueren Aufklärung 
der entsprechenden Voraussetzungen anhand der Orientierun­
gen des Präsidiumsbeschlusses vom 20. Oktober 1977. Dies gilt 
sowohl für den Zeitpunkt der Entscheidung über den Erlaß 
von Haftbefehlen als auch über dessen weitere Aufrechter­
haltung. Sie ist nicht beschränkt auf Fälle der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit wegen verbrecherischer schwerer Körper­
verletzung, zumal vielfach auch gemäß § 116 StGB Strafen im 
Vergehensbereich ausgesprochen werden.

Soll der Haftbefehl auf den in § 122 Abs. 1 Ziff. 4 StPO 
genannten Haftgrund (angedrohte Haftstrafe und zu erwar­
tende Strafe mit Freiheitsentzug) gestützt werden, dann ist der 
Zusammenhang mit den Kriterien für die Anwendung der

Haftstrafe gemäß § 41 StGB und der entsprechenden Fest­
legung im Abschn. I Ziff. 4 Abs. 2 des Präsidiumsbeschlusses 
vom 20. Oktober 1977 zu beachten, in dem es heißt: „Das 
rechtspolitische Anliegen dieses Haftgrundes ergibt sich aus 
seiner Verbindung mit dem in § 41 StGB geregelten Zweck 
der Haftstrafe, eine erforderliche unverzügliche und nach­
drückliche Disziplinierung des Täters zu erreichen. Demzu­
folge muß die Prüfung, ob dieser Haftgrund vorliegt, diesen 
Strafzweck einschließen, unabhängig davon, ob Haftstrafe 
oder eine andere Strafe mit Freiheitsentzug zu erwarten ist.“ 

Eine so gestaltete Haftbefehlspraxis bei vorsätzlichen Kör­
perverletzungen garantiert ausreichend den erforderlichen 
Schutz der Bürger im Zusammenhang mit besonders schwe­
ren Straftaten gemäß §§ 115, 116 StGB und verhindert eine 
undifferenzierte Anwendung dieses Haftgrundes.

Oberrichter Dr. JOACHIM SCHLEGEL,
Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts
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8 Vgl. den Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts vom 
20. Oktober 1977, OG-Informationen 1977, Nr. 4, S. 51.

Nochmals zur Bestrafung
bei mehrfacher Gesetzesverletzung

Den beiden nachfolgenden Thesen von J. T г о c h zur Bestra­
fung bei mehrfacher Gesetzesverletzung (NJ 1985, Heft 11,
S. 466) ist zuzustimmen:

1. Bei mehrfacher Gesetzesanwendung kann die Gesamt­
heit des strafbaren Handelns nie von geringerer Schwere sein 
als die schwerste Einzeltat.

2. Der Grundsatz des § 64 Abs. 2 StGB, der für unter­
schiedlich hoch angedrohte Freiheitsstrafen gilt, gilt auch für 
die Bestimmung der Strafart. Das Verbot, die höchste Unter­
grenze der angedrohten Freiheitsstrafe zu unterschreiten, be­
inhaltet zugleich, daß bei Androhung verschiedener Straf­
arten in den tateinheitlich oder tatmehrheitlich verletzten Ge­
setzen auch der Art nach die höchste Untergrenze nicht unter­
schritten werden darf. So darf z. B. dann nicht auf eine Strafe 
ohne Freiheitsentzug erkannt werden, wenn in einem der ver­
letzten Gesetze ausschließlich Freiheitsstrafe vorgesehen ist, 
auch wenn eine Strafe ohne Freiheitsentzug in anderen 
gleichfalls verletzten Gesetzen angedroht ist (von den Fällen 
außergewöhnlicher Strafmilderung einmal abgesehen).

Wie ist aber zu verfahren, wenn mehrere verletzte Gesetze 
die gleiche Untergrenze androhen (z. B. § 115 StGB und § 180 
StGB), aber eipe dazwischenliegende Strafart nur in einem 
der Gesetze angedroht ist? So sieht § 115 StGB allein Haft­
strafe vor. Werden §§ 115 und 180 StGB tatmehrheitlich ver­
letzt, ist zu prüfen, was das Verbot, die höchste Untergrenze 
zu unterschreiten, bedeutet. Die höchste Untergrenze ist in 
beiden Gesetzen die Übergabe der Sache an ein gesellschaft­
liches Gericht. Sie wird durch den Ausspruch einer Haftstrafe 
nicht unterschritten. Troch hält den Ausspruch einer Haft­
strafe in derartigen Fällen dennoch für unzulässig; dieses 
Verbot entspreche dem Sinn des § 64 Abs. 1 StGB, der aus­
drücklich den Zusammenhang zwischen Charakter und 
Schwere des gesamten strafbaren Handelns darstelle. Bei 
Tateinheit von Diebstahl und krimineller Asozialität sei z. B. 
die Anwendung der Haftstrafe nicht zulässig, weil der Ge­
setzgeber diese für die sofortige Disziplinierung gedachte mil­
dere Form der Strafen mit Freiheitsentzug für die Reaktion 
auf den Diebstahl nicht vorgesehen habe. Diese Argumen­
tation ist nicht zwingend.

Nach § 64 Abs. 1 StGB wird eine Strafe ausgesprochen, die 
dem gesamten strafbaren Handeln angemessen sein muß. 
Eine weitere Voraussetzung ist nach dieser Bestimmung, daß 
die anzuwendende Strafe in einem der verletzten Gesetze 
angedroht sein muß. Weitere Einschränkungen enthält nur 
§ 64 Abs. 2 StGB, der das Unterschreiten der angedrohten 
Mindeststrafe und das Überschreiten der angedrohten Höchst­
strafe verbietet. § 64 Abs. 1 StGB stellt es auf den Charakter 
und die Schwere des gesamten strafbaren Handelns ab. Das 
kann aber je nach den konkreten Umständen des Einzelfalls


